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Schmatzgeräusche.
«Möchte dich f*****.»
«Regebogä isch verbii! Ihr huere
Schwuchtlene!»

Seit dem Jahr 2021 verzeich-
net die Stadt Zürich im Durch-
schnitt zwei bis drei solcher
sexistischen, queerfeindlichen
oder sexualisierten Belästigun-
gen täglich. Eingegangen sind
diese Meldungen aber nicht bei
der Polizei, sondern direkt bei
den Behörden über die digitale
Meldestelle «Zürich schaut hin».
Wie in Genf wurde eine solche
Plattform im Rahmen des städ-
tischen Gleichstellungsplans
lanciert.

Nun zieht eine weitere Stadt
nach: Auch Bern «schaut hin»,
die Kampagne «gegen Sexismus
und Queerfeindlichkeit» starte-
te gestern Montag. Für die Dach-
kampagne und das Meldetool hat
der Stadtrat für die nächsten
zwei Jahre ein Budget von rund
140’000 Franken gesprochen.
Doch wie äussert sich das Prob-

lem, das die Stadt nun zu be-
kämpfen versucht?

Was heute als normal gilt
«Belästigungen mit Worten»,
«Verfolgen», «Geräusche» und
weitere fünf Belästigungsfor-
men: Die Bandbreite an mögli-
chenVorfällen ist gross. Ein paar
wenige Klicks genügen, um die-
se auf der neuen digitalen Platt-
form anonym zu melden. Zudem
können Betroffene, aber auch
Beobachtende in einem Freitext-
bereich die Zwischenfälle mit
eigenen Worten beschreiben:

«Spruch übermeineTochter (13)
von einem Handwerker zu seinen
Kumpels laut und auf sie hindeu-
tend: In zwei Jahren ist die gut!»

Sprüche wie dieses Zürcher
Beispielwürden nicht auf Rand-
gruppen abzielen, betont der
Berner Stadtpräsident Alec von
Graffenried: «Sexismus und
Queerfeindlichkeit sind ein
Mehrheitsproblem, das Frauen
aufgrund ihres Geschlechts, aber

auch andere Personen aufgrund
ihrer Geschlechtsidentität und
ihrer sexuellen Orientierung be-
sonders zu spüren bekommen.»
Um dies zu ändern, sei Zivilcou-
rage gefragt.

«Niederschwellige Belästi-
gungen gelten in unserer Gesell-
schaft oft als normal», fügt Mir-
jam Baumgartner hinzu. Laut der
Projektleiterin von «Bern schaut
hin» darf es nicht länger «klar
sein, dass blöde Sprüche oder
Blicke einfach so in Kauf genom-
men werden müssen». Aus die-
sem Grund sei es wichtig, diese
auch der Gesellschaft vor Augen
zu halten.

Oft keine Anzeige
Letztlich stehen bei den städti-
schen Kampagnen auch Ver-
haltensweisen im Zentrum, die
einen schweren Stand haben, um
rechtlich als «sexuelle Belästi-
gung» oder «Verstoss gegen die
Diskriminierungsstrafnorm» an-
erkannt zu werden:

«Kurz vor 8 Uhr im Bus, ich muss
arbeiten, und dieser ältere Herr
starrt ununterbrochen. Grausam
unangenehm, er versucht, Augen-
kontakt herzustellen. Einfach
hässlich.»

Dennoch: Im letzten Jahrwur-
den 38 Fälle von sexueller Beläs-
tigung in der Stadt Bern bei der
Kantonspolizei angezeigt. Die
Dunkelziffer dürfte aber um ein
Vielfaches grösser sein: Laut
einer Studie imAuftrag des Bun-
des meiden viele Betroffene eine
Anzeige, weshalb auf der Platt-
form auch Informationen über
die rechtliche Situation aufge-
führt sind.

In der Anzeigebereitschaft gibt
es also Potenzial nach oben.Hin-
weise, dass dieses genutzt wird,
gibt es.

Verlässliche Zahlen?
Schweizweit, aber auch im Kan-
ton Bern ist dieAnzahl registrier-
ter sexueller Belästigungen zwi-
schen 2014 und 2020 um ein
Drittel gestiegen. Seit diesem
Jahr erfasst die Berner Kantons-
polizei auch sogenannte «Hate
Crimes», wobei es hierzu noch
keine Zahlen gibt. Dabei handelt
es sich nicht um spezifische
Straftatbestände.Massgebend ist
das Motiv einer Straftat, die auf
einer feindlichen Haltung gegen-
über bestimmten Personengrup-
pen beruht.

DerAnstieg der Fälle lässt laut
Expertinnen und Experten Inter-
pretationsspielraum: Zum einen
kann er bedeuten, dass es mehr
«Täter» und Delikte gibt. Eben-
falls dürfte er aber ein Indiz da-
für sein, dass sich das Bewusst-

sein der «Opfer» geändert hat
und die Anzeigebereitschaft ge-
stiegen ist. Der Zeitgeist hat also
die Statistiken geprägt. Doch ist
das so schlimm?

Auch in Bern dürfte die Zahl
gemeldeter Fälle steigen, wenn
die Plattform bei der Bevölke-
rung auf Interesse stösst. Viele
Meldungen geben aber laut den
Verantwortlichen der Stadt auch
einen Einblick in das «Problem»,
das viele Debatten bestimmt und
dennoch kaum fassbar ist. Nur
damit liessen sich letztlich auch
Handlungsmöglichkeiten ab-
leiten.

Jana Kehl

Die im Originalton aufgeführten
Zitate und Beispiele für Belästi-
gungen stammen aus dem Aus-
wertungsbericht der Stadt Zürich
in Bezug auf die Nutzung des
digitalen Meldetools. Der ganze
Bericht wurde auf der Website
«Zürich schaut hin» veröffentlicht.

Verschärfter Kampf fürmehr Vielfalt
Queerfeindlichkeit und Sexismus «Bern schaut hin»: Die Stadt startet ihre Kampagne für weniger Belästigungen im öffentlichen Raum.

«Um etwas zu
ändern, ist Zivil-
courage gefragt.»
Alec von Graffenried
Berner Stadtpräsident

Damaris Hohler

Um die Energieversorgung sicher-
zustellen, bleibt Gas hartnäckig
ein zentraler Energieträger in der
politischen Diskussion. Auch
Bern scheint von der umstritte-
nen Energie nicht wegzukom-
men:Ausgerechnet EWB,Versor-
gerin der links-grünen Stadt, ist
in den Bau neuer Gasinfrastruk-
tur involviert. EWB gehört der
Stadt und bezieht Gas vom Gas-
verbund Mittelland (GVM). Die-
ser plant den Bau eines Gasspei-
chers und eines Flüssiggas-Ter-
minals im Baselbieter Muttenz.

In einem solchen Terminal
wird verflüssigtes Gas zurück in
gasförmigen Zustand gebracht.
Die beidenVorhabenwerdenvon
der Organisation Klimastreik
scharf kritisiert: Der Bau neuer
Infrastruktur für fossile Energie
sei ein «fataler Rückschritt».

Nur erneuerbare Gase
Der Gasverbund möchte mit
einem Flüssiggas-Terminal die
Transformation hin zu erneuer-
baren Gasen vorantreiben: Laut
MediensprecherDaniel Piller sol-
len in diesem Terminal aus-
schliesslich erneuerbare Gase
umgeschlagenwerden.Darunter
fallen Biogase oder synthetische
Gase. Da es sich beim geplanten
Vorhaben lediglich um ein klei-
nesTerminal handele, ergäbe der
Import von fossilem Flüssiggas
keinen Sinn, so Piller. Dem Gas-
verbund lägen bereits entspre-
chende Angebote zum Einkauf
von erneuerbarem Flüssiggas
vor. Der Gasspeicher hingegen
würde zur Speicherung fossiler
Gase genutzt werden. Über die
Kosten von Terminal und Gas-
speicher möchte der GVM keine
Auskunft geben,weil die Eckwer-
te noch nicht bekannt seien.

Der Verwaltungsrat des Gas-
verbundes muss die Projekte
allerdings erst noch absegnen.

EWB stellt zwei der 23 Verwal-
tungsräte und besitzt einen Ak-
tienanteil von zehn Prozent am
GVM. Klimastreik Bern forderte
EWB in einem offenen Brief dazu
auf, seine Einflussmöglichkeiten
zu nutzen und sich gegen das
Projekt zu stellen.

Zielkonflikt für Bern
Der städtische Energiedirektor
Reto Nause (Die Mitte) steht dem
Projekt mit gemischten Gefühlen
gegenüber – «ein Zielkonflikt»,
wie es Nause nennt. EWB habe
einen Auftrag zur städtischen
Versorgungssicherheit, gleich-
zeitig hat sich die Stadt das Ziel
der Klimaneutralität gesetzt.
«Wir können nicht von heute auf

morgen den Schalter umlegen»,
sagt Nause.Die Prüfung des Pro-
jekts mache deshalb aus seiner
Perspektive Sinn, sagt Nause. So
werde es in Bern auch in den
kommenden Jahren Stadtteile
geben, in denen mit Gas geheizt
werde. In der unterenAltstadt sei
es aufgrund beengterVerhältnis-
se beispielsweise nicht möglich,
Wärmepumpen zu installieren.
Ein abschliessendes Urteil über
das Projekt möchte derMitte-Ge-
meinderat allerdings nicht fällen.

Ähnlich tönt es von EWB: Das
Projekt sei «prüfenswert». Mit
dem Terminal könne eine Infra-
struktur zur Einspeisung erneu-
erbarer Gase geschaffenwerden.
Die Projektidee des GVM sei aller-

dings noch nicht ausgereift,wes-
halb EWB vorerst keine Position
dazu beziehen möchte.

Puffer für Versorgung?
Den Bau eines Gasspeichers oder
eines Flüssiggas-Terminals in
der Schweiz würde Reto Nause
auch im Sinne derVersorgungs-
sicherheit begrüssen – als Puf-
fer. Aktuell verfüge EWB ledig-
lich über Gasreserven in einem
Speicher in Frankreich.

Das Terminal ist laut GVM-
Mediensprecher Piller für die
Versorgungssicherheit nicht
relevant, sondern lediglich der
Gasspeicher. Dieser würde aber
im Gegensatz zum Flüssiggas-
Terminal nicht die Nutzung er-

neuerbarer Gase fördern, son-
dern Erdgas speichern.

«Von Gas wegkommen»
Kritik kommt auch von ZHAW-
Professor Jürg Rohrer. Der beste
Schutz gegen eine Gasmangellage
sei es, von Gas wegzukommen,
statt weiter darin zu investieren,
sagt der Forscher für erneuerba-
re Energien. Auch um die Abhän-
gigkeit von russischem Gas zu
verringern, erachtet der Professor
Terminal und Gasspeicher nicht
als sinnvoll. «Wir können nur 15
Prozent der aktuellen Gasnutzung
behalten», so Rohrer.Das Momen-
tum solle deshalb vielmehr ge-
nutzt werden, um in erneuerbare
Energien zu investieren.

Gas sei primär in der Industrie
relevant zur Erzeugung extrem
hoher Temperaturen, beispiels-
weise um Glas zu schmelzen.
Vom Einsatz für niedere Tempe-
raturen in Industrie und Haus-
halten müsse man jedoch weg-
kommen. Aktuell fallen 43 Pro-
zentdesSchweizerGasverbrauchs
in den Haushalten an, um Gebäu-
de zu heizen oderWasser zuwär-
men. «Mit dem Bau dieser Pro-
jekte laufen wir Gefahr, die be-
stehende Gasinfrastruktur zu
zementieren, statt davonwegzu-
kommen», sagt der Professor.

Auch den Aussagen des Gas-
verbunds, ausschliesslich erneu-
erbare Gase im Terminal umzu-
schlagen, steht Jürg Rohrer skep-
tisch gegenüber. Da wegen der
Klimaerhitzung fast alle Länder
auf der Suche nach Alternativen
zu Erdgas seien, insbesondere
Alternativen zu russischem,
mangle es weltweit an erneuer-
baren Gasen. Zudem seien die
Herstellung von synthetischen
Gasen und die Umwandlung in
flüssigen Zustand sehr energie-
intensiv. Flüssiggas fürGebäude-
heizung und Warmwasser ein-
zusetzen, sei deshalb eine «rei-
ne Verschwendung», so Rohrer.

Berner Beteiligung an Gas-Terminal
in der Kritik
Ausbau der Gasenergie Die Stadt Bern will Klimaziele erreichen und plant dennoch
einen Ausbau der Versorgungmit Gas. Passt das zusammen?

Ein schwimmendes Flüssiggas-Terminal im Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern). Wird Flüssiggas bald auch ins Baselbiet geliefert? Foto: Keystone

Das Flüssiggas-Terminal

Flüssiggas-Terminals sind Gas-
umschlagstationen: Das Gas wird
in flüssigem Zustand angeliefert.
Mittels eines Flüssiggas-Verdamp-
fers wird es erwärmt und dadurch
wieder in seinen gasförmigen
Zustand umgewandelt. Neben
Erdgas können solche Terminals
auch erneuerbare Gase umwan-
deln, das heisst Biogas und
synthetische Gase. Bei dem
Projekt in Muttenz ist die Nutzung
solcher erneuerbarer Gase vor-
gesehen. Nach der Umwandlung
kann das Gas ins normale
Schweizer Gasleistungssystem
eingespeist werden. (dho)
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Johannes Reichen

«Von Gott bewegt. Den Menschen
verpflichtet.»
Leitspruch Reformierte Kirchen
Bern-Jura-Solothurn.

Das Jahr 2022 ist noch kalt und
nicht alt, als sich Maria Y. an die
Berner Landeskirchewendet.Die
Pfarrerin der reformierten Kirch-
gemeinde Kehrsatz fühlt sich
bei derArbeit gemobbt und vom
Kirchgemeinderat nicht ernst
genommen.

Nun ruft sie den zuständigen
Regionalpfarrer bei den Refor-
mierten Kirchen Bern-Jura-Solo-
thurn an, kurz Refbejuso. Er ist
die ersteAnlaufstelle in Konflikt-
fällen. Ende Januar kommt es zu
einem Gespräch. Sie hofft, ihren
Standpunkt offen darlegen zu
können.

Anders als von ihr erwartet
sind sie nicht allein. Anwesend
ist auch der Kehrsatzer Kirch-
gemeindepräsident Peter Gehr.
Es soll laut geworden sein, be-
richten Vertraute der Pfarrerin.
Und Maria Y. sei in Tränen aus-
gebrochen.

Es ist der Anfang vom Ende.
Im November 2022 muss Y. die
Kirchgemeinde verlassen. Daran
wird auch der Protest von An-
hängerinnen und Anhängern
der Pfarrerin nichts ändern – er
verpufftwirkungslos.Y. heisst in
Wirklichkeit anders, ihr Name
wird aus Persönlichkeitsschutz-
gründen nicht genannt.

Offiziell handelt es sich um
eine einvernehmlicheTrennung.
Über die Gründe wird von allen
Seiten Stillschweigen vereinbart.
Auch die Pfarrerin äussert sich
nicht.Nurein Passuswird öffent-
lich gemacht: Gegen Maria Y. lag
«kein Mobbing im rechtlichen
Sinn» vor.

Wie konnte es so weit kom-
men? Im Frühjahr 2022 ist der
Regionalpfarrer bei Refbejuso
überfordert und reicht den Fall
an die nächste Instanz weiter.
Nun kümmert sich die Fachstelle
Personalentwicklung Pfarrschaft
um den Fall.

Das Haus
Die Berner Landeskirche ist im
«Haus der Kirche» daheim. Es
liegt an schöner Lage am Aare-
hang im Berner Altenberg. Hier
arbeiten 120 Personen, beim Ein-
gang steht eine Schuhputz-
maschine.Wie sieht es darin aus?
Was sagen die Leute hier zum
Fall Maria Y.?

Die Fragen bleiben offen,
die Tür zum Haus verschlossen.
MediensprecherMarkus Dütsch-
ler verspricht zunächst ein Ge-
spräch mitVertretern von Refbe-
juso, später will er davon nichts
mehrwissen. Fragenwerden nur
schriftlich beantwortet – wohl
von einem Juristen.

«Konflikte sollen in einem fai-
renVerfahren und mit Rücksicht
auf die Personen und die Rech-
te derBeteiligten gelöstwerden»,
schreibt Refbejuso. Das Vorge-
hen in Konfliktfällen ist klar ge-
regelt, das geht aus denAntwor-
ten auch hervor. Refbejuso stehe
für faire Arbeitsbedingungen

und nehme die Fürsorgepflicht
gegenüberMitarbeitendenwahr.
Zum Fall Y. äussert sich Refbeju-
so «aus Gründen derVertraulich-
keit» aber nicht.

Wenn man mehr über das
Innenleben der Berner Refor-
mierten erfahren will, muss man
andere Menschen fragen. Insi-
der schildern ein Umfeld, in dem
Angst vor negativen Schlag-
zeilen herrscht. Denn diese
führten immer zu Kirchenaus-
tritten, zu finanziellen Kürzun-
gen und einem Bedeutungsver-
lust.

Man kann auch noch einen
Blick auf die Website von Refbe-
juso werfen. Die Zahl der Orga-
nisationen und Gremien scheint
unermesslich. Man verliert sich
schnell in einem Dickicht aus
Themen, Kapiteln, Stichwörtern,
Texten, Dokumenten.

Das bestätigt einen Eindruck,
den manche Leute von den Ber-
ner Reformierten haben: Da
herrsche eine etwas eigenartige
Papiergläubigkeit. Was schwarz
auf weiss steht, das zählt.

Der Eklat
Pfarrerin Maria Y. aber, das be-
richten Leute, die sie kennen, ist
anders. Sie kommt aus der Ost-
schweiz, ist jung und offen und
unbefangen. Sie versteckt sich
nicht hinter Papieren, sie geht
auf Menschen zu.

Aber jetzt ist sie in Not, sie
fühlt sich gemobbt und nicht ge-
tragen.Von der Refbejuso-Fach-
stelle wird sie angehört.Aber sie
werde enttäuscht, berichtenVer-
trauenspersonen,man nehme sie
dort nicht ernst. Sie empfinde
Refbejuso als verlängerten Arm
der Kirchgemeinde.

Manchmal treffe sie an ihrem
Arbeitsort im Ökumenischen
Zentrum in Kehrsatz gar die Leute
von Refbejuso, die sich dort of-
fenbar mit dem Kirchgemeinde-
rat treffen.Warum, frage sie sich.
Sie sei es doch gewesen, die Hilfe
gesucht habe.

Bei einem Gespräch mit Refbe-
juso-VertreterMartin Hirzel und
Kirchgemeindepräsident Gehr
kommt es zu einem Eklat. Als Y.
sagt, sie fühle sich gemobbt, und
Erlebnisse nennt, entgegnet
Gehr, daran könne er sich nicht
erinnern. Da wirft sie ihm eine
Beleidigung an den Kopf.

Es ist eine Entgleisung. Aber
auch der wohl schwerste Fehler
der Pfarrerin in diesem Konflikt.

Der Verein
Im Kanton Bern sind Pfarr-
personen seit 2020 nicht mehr
beim Kanton angestellt, sondern
bei Refbejuso. «Wir haben
manchmal den Eindruck, dass
die Kirche noch in diese Rolle hi-
neinwachsen muss», sagt Kath-
rin Brodbeck. Sie ist Pfarrerin in
Moosseedorf und Präsidentin
des Pfarrvereins Bern-Jura-So-
lothurn, der Gewerkschaft der
Pfarrpersonen.

Der Pfarrverein versuche, für
seine Mitglieder einzustehen. Er
biete auch eine unabhängige Be-
ratungsstelle an. «Die wird rege
genutzt.» Wünschenswert wäre

aus ihrer Sicht aber auch eine
Ombudsstelle bei Refbejuso –
dazu laufen aktuell keine Bestre-
bungen. Den Kehrsatzer Fall
kennt sie nicht. Y. ist nicht Mit-
glied im Pfarrverein. Brodbeck
sagt: «Es ist wichtig, dass man
Pfarrpersonen, die frisch imAmt
sind, unterstützt. Es ist ein
anspruchsvoller Beruf, der an
Bedeutung verloren hat. Pfarr-
personen bewegen sich in einem
komplexen Arbeitsumfeld.
Selbstorganisation und Selbst-
fürsorge sind wichtig.Wenn das
nicht gelingt, kann das zu gros-
sem Stress führen – und zu Ab-
gängen, was für die Kirche
schmerzhaft ist.Wir haben heu-
te schon einen Mangel an Pfarr-
personen.»

Dabei sei es ein schöner Be-
ruf, sagt Brodbeck. «Man hat
viele Freiheiten.» Menschen in
existenziellen Situationen be-
gleiten zu dürfen, sei sinnstif-
tend. Zufriedene und engagierte
Pfarrpersonen seien für die Kir-
che die beste Werbung.

Das Coaching
In Kehrsatz bleibt Maria Y. noch
eine Chance. Sie muss oder darf
zu einem Coaching antreten. Es
wird von Manuela Liechti-Gen-
ge geleitet, die im Berner Jura
ein «Haus für Bildung, Beratung,
Begleitung» führt.

Gegenüber dieser Zeitung
äussert sie sich nicht. Sie sei
gegenüber der Pfarrerin an eine
Schweigepflicht gebunden. So
wie die Kirchgemeinde,wie Ref-
bejuso, wie die Pfarrerin selbst.
Es ist ein fast ohrenbetäubendes
Schweigen, hinter dem sich die
Verantwortlichen verstecken
können.

Sicher ist: Liechti-Genge trifft
sich mehrere Male mit derPfarre-
rin. Am Ende werden Y. ein paar
Ratschläge mit auf den weiteren
Weg gegeben. Sicher ist auch: Es
wird kein einziger Grund ge-
nannt, weshalb sie nicht weiter
als Pfarrerin arbeiten sollte.

Da ist nichts, das gegen sie
spricht.

Die Rätsel
Es wird Sommer, der erste nach
Corona. DieAare fliesst mit über
24 Grad an Kehrsatz vorbei, das
Oeki döst in der Hitze vor sich
hin.MariaY. atmet durch, glaubt,
dass es gut kommt, so berichten
Freunde. Doch sie täuscht sich.

Im August 2022 kommt es zu
einem Gespräch im Oeki. Anwe-
send sind unter anderem Präsi-
dent Gehr und Vizepräsidentin
Margret Lehmann,Coach Liechti-
Genge sowie zwei Personen von
Refbejuso. Eigentlich soll es da-
rum gehen, wie die Zusammen-
arbeit in Zukunft erfolgreich ge-
staltetwerden soll.Doch dann teilt
der Kirchgemeinderat Maria Y.
mit, dass er sich von ihr trennen
wolle. Für die Pfarrerin komme
die Nachricht aus heiterem Him-
mel, berichten Vertraute.

Was geschah seit dem erfolg-
reichen Coaching, dass sich die
Kirchgemeinde nunvon ihr tren-
nen will? Das ist das eine grosse
Rätsel in diesem Fall.

Das andere ist: Warum sagt
der Kirchgemeinderat, gegen
Maria Y. liege «kein Mobbing im
rechtlichen Sinn» vor, wenn ge-
nau das gar nie geprüft wurde?

Wie auch immer–dieTagevon
Maria Y. in Kehrsatz sind gezählt.
Eine Gruppe aus Kehrsatz wird
sich vergeblich für sie einsetzen.

Der Schlussstrich
Mitte September 2022 erhält sie
nochBeistandvonDanielWyrsch.
Als Pfarrerin ist Y. Mitglied im
Bernischen Staatspersonalver-
band, Wyrsch ist dessen Ge-
schäftsführer. Bei den Gesprä-
chen der Pfarrerin mit Refbejuso
und einer Delegation des Kirch-
gemeinderats ist er dabei und
berät sie in personalrechtlichen
Fragen.

Die Betroffenen hätten vor-
gängig oft falscheVorstellungen
von diesen Gesprächen, sagt

Wyrsch. Sie hofften auf eine
rasche Klärung derAnstellungs-
situation.Doch bis zu einer Eini-
gung könne es dauern.

«Der Vorwurf von Mobbing
wird rasch einmal geäussert, und
das ist natürlich gefährlich. Eine
Untersuchung kann oft Monate
dauern. Das bringt die Parteien
nichtnäher.Deshalb läuft esmeis-
tens auf eine Trennung hinaus.
Auch hier. Ich habe gesehen, wie
sichdie Situation zuspitzte.Wenn
das passiert, verlieren meistens
beide Seiten. Da ist es besser,
wenn man möglichst schnell ei-
nen Schlussstrich zieht.»

Am Endewird das Problem in
Kehrsatz nicht gelöst. Die Pfarre-
rin erhält keine Chance mehr.

Maria Y. stellt Refbejuso ein
umfangreiches Dossier zu. Dar-
in stellt sie ihre Sicht auf den Fall
dar. Auch die Mobbingvorwürfe
thematisiert sie. Später klagt sie
bei Freunden, dass es ungesehen
zurückgeschickt worden sei.

Die Überraschung
ImMärz 2023 ist Kirchgemeinde-
präsident Gehr noch einmal zu
einemTreffen mit dieser Zeitung
bereit, diesmal im Oeki.Vorgän-
gig hat er einen Fragenkatalog
erhalten.

Es gibt Menschen, die sagen,
Gehr trete nie allein auf. In der
Kirchgemeinde sei immer Vize-
präsidentin Margret Lehmann an
seiner Seite. Sie war beim ersten
Interview Ende 2022 dabei.

Jetzt ist Gehr wieder nicht
allein.An seiner Seite sitzt Jurist
Ueli Friederich. Er rät Gehr bei
vielen Fragen, aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes «nichts
zu sagen». Gehr hält sich daran.

Eine Überraschung hält er
allerdings bereit. Er sagt, nicht
die Kirchgemeinde habe ur-
sprünglich die Trennung von Y.
gewollt, sondern Refbejuso. Da-
von war beim ersten Gespräch
nie die Rede.

Die Versöhnung
Gerd Hotz ist katholischer Seel-
sorger im Oeki. Erwar es, der an
derKirchgemeindeversammlung
im November 2022 die Refor-
mierten dazu aufrief, einen Pro-
zess der Versöhnung zu starten.
Es sei viel Schaden entstanden.
Damals verhallten die Worte im
Raum.

Jetzt sagt Peter Gehr, Hotz’
Aufruf habe ihm einen «Mupf»
gegeben. «Ich kann sagen, dass
es im Dezember und im Januar
zu gegenseitigen Entschuldigun-
gen gekommen ist.» Das sei sehr
aussergewöhnlich, darüber habe
er sich sehr gefreut. Nun herr-
sche ein neuer, guter Geist im
Oeki. Wer sich bei wem warum
entschuldigt hat, sagt er aller-
dings nicht.

Maria Y. gehört sicher nicht
zu diesem Kreis.Nach allem,was
man hört, ist sie schwer ent-
täuscht von der Berner Kirche,
geht auf Distanz. Sie arbeitet
wieder als Lehrerin.

Refbejuso hat bis heute nicht
versucht, mit ihr in Kontakt zu
treten.

Dies ist der dritte und letzte Teil.

Wie die Berner Landeskirche
eine Pfarrerin fallen liess
Intrigen in Berner Kirche 3/3 Die Kehrsatzer Pfarrerin suchte im «Haus der Kirche» in Bern Hilfe – vergebens.
Erhielt sie eine faire Chance?

Das «Haus der Kirche» im Berner Altenbergquartier: Dort suchte die Pfarrerin Hilfe. Illustration: Karin Widmer

«Ich habe
gesehen, wie sich
die Situation
zuspitzte.Wenn
das passiert,
verlieren
meistens beide
Seiten.»
Daniel Wyrsch
Bernischer Staatspersonalverband


